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Schadstoffemissionen im Flugverkehr (II) 


Der Bundesminister für Verkehr hat mit Schreiben vom 12. Januar 
1989 - LR 15/14.83. 11/5 Vm 88 I ~ die Kleine Anfrage namens der 
Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


In ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Kelly 
und der Fraktion DIE GRÜNEN „Schadstoffemissionen im Flugverkehr" 
{Drucksache 11/2828) hat die Bundesregierung wesenüiche Fragestel- 
lungen unbefriedigend und nicht erschöpfend beantwortet, obwohl 
nach Ansicht der Fraktion DIE GRÜNEN die entsprechenden Fakten 
verfügbar waren. Insbesondere die Ergebnisse der Tagung der Evange- 
lischen Akademie Tutzing, die vom 4. bis 6. Dezember 1987 zum Thema 
„Über den Wolken - ökologische Folgen des Flugverkehrs" stattfand 
und in den „Tutzinger Materialien" Nr. 50/1988 veröffenüicht worden 
sind, haben keinen Niederschlag in der Beantwortung der Kleinen An- 
frage gefunden. Dies ist um so bemerkenswerter, als dort über Ergeb- 
nisse von Forschungsvorhaben der Bundesregierung berichtet wurde 
und dort auch Vertreter des Bundesministeriums für Verkehr - das für 
die Beantwortung der Kleinen Anfrage verantworüich gezeichnet hat - 
als geladene Referenten zugegen waren. Aus diesem Grund ist eine 
detaillierte Nachfrage notwendig geworden. 


Die in der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage vertretene Ansicht, 
die Bundesregierung habe die Kleine Anfrage der Abgeordneten 
Frau Kelly und der Fraktion DIE GRÜNEN „Schadstoffemissionen 
im Luftverkehr" (Drucksache 11/2828) nicht erschöpfend beant- 
wortet, wird nicht geteilt. Hier stellt sich allerdings die Frage, in 
welcher Ausführlichkeit Aussagen von Wissenschaftlern zu kom- 
plexen und z. T. ungeklärten physikalischen Phänomenen in einer 
Kleinen Anfrage diskutiert werden können. Die seinerzeitige Ant- 
wort der Bundesregierung stützte sich vorwiegend auf Stel- 
lungnahmen der Deutschen Forschungs- und Versuchsanstalt für 
Luft- und Raumfahrt (DFVLR). Die auf der Tagung der EvangeU- 
schen Akademie Tutzing vom 4. bis 6. Dezember 1987 vorgetrage- 
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nen Meinungen und Erkenntnisse waren für die DFVLR im we- 
sentlichen nicht neu. 

In den nachfolgenden Ausführungen wird wunschgemäß auch auf 
diese Tagung Bezug genommen. 


1. Die Bundesregierung hat in Drucksache 11/2828 zu Frage 1 geant- 
wortet: 

„Die Auswirkungen der Schadstoffe, die oberhalb der Tropopause 
emittiert werden, lassen sich zur Zeit noch nicht mit der gleichen 
Zuverlässigkeit abschätzen. Es werden aber auch hier keine gravie- 
renden Auswirkungen erwartet. " 

a) Inwieweit kann die Bundesregierung die Ergebnisse der 
Tagung der Evangelischen Akademie Tutzing im Dezember 
1987 zum Thema „Über den Wolken - ökologische Folgen des 
Flugverkehrs" bestätigen, wonach Stickoxidemissionen in grö- 
ßeren Höhen den dort vorhandenen NOx-Pegel um mehrere 
hundert Prozent erhöhen? 

b) Teilt die Bundesregierung jene Befürchtung von Prof. Graßl 
(Max- Planck-Institut für Meteorologie, Hamburg), die er wäh- 
rend der Tagimg der Evangehschen Akademie Bad BoU zum 
Thema „Flugverkehr und Umwelt" (Oktober 1988) ausgespro- 
chen hat, daß „die Emissionen von Düsenflugzeugen die Ozon- 
schicht schädigen und den Treibhauseffekt verstärken" kön- 
nen? 

c) Hat die Bundesregierung die bisherigen Anhörungen und 
Ergebnisse der Enquete-Kommission „Vorsorge zum Schutz der 
Erdatmosphäre" in ihrer Antwort berücksichtigt? 

d) Welche Ergebnisse haben für die Antwort eine Bedeutimg? 

e) Reichen die bisherigen Erkenntnisse aus, oder besteht nach 
Auffassung der Bundesregierung Bedarf für ein Forschungsvor- 
haben über die Wirkung von Emissionen des Flugverkehrs auf 
Khma und Wolkenbildung oberhalb der Tropopause? 


Zu a) 

Für die Annahme, daß Stickoxidemissionen in größeren Höhen 
den natürlich vorhandenen NOx-Pegel beträchtlich erhöhen, 
spricht die lange Verweildauer, auf die die Bundesregierung 
bereits in Drucksache 11/2828 hingewiesen hatte. Über etwaige 
gravierende Auswirkungen auf das Klima ist damit nichts ausge- 
sagt. 

Zu h) bis e) 

Eine Beeinflussung von Klima und Ozongürtel durch den Luftver- 
kehr kann grundsätzlich nicht ausgeschlossen werden. Die bis- 
herigen Erkenntnisse über den Einfluß des Luftverkehrs auf Klima 
und Wolkenbildung reichen, soweit sie der Bundesregierung be- 
kannt sind, nicht aus. Sie beruhen bei wesentlichen Fragen auf 
Vermutungen und Annahmen. Eine weitere Klärung wird daher 
für notwendig gehalten. 

Da der Zwischenbericht der Enquete-Kommission „Vorsorge zum 
Schutz der Erdatmosphäre'' erst nach der Erstellung von Druck- 
sache 11/2828 vorlag, konnte er nicht berücksichtigt werden. Die 
dort behandelten Grundlagen zur Physik und Chemie der Ozon- 
schicht und des Treibhauseffektes waren jedoch bekannt. Im übri- 
gen hatte sich die o. a. Enquete-Kommission mit dem Einfluß des 
Luftverkehrs auf das Klima und den Ozongürtel nicht befaßt. Von 
der Kommission herausgestellte Wissenslücken werden von der 
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Bundesregierung aber bei der Planung von Forschungsvorhaben 
berücksichtigt. 


2. Die Bundesregierung hat in Drucksache 11/2828 zu Frage 1 geant- 
wortet: 

„Die Triebwerkshersteller sind bei Neuentwicklungen bestrebt, 
den Schadstof fausstoß (HC, CO, NOx) weiter zu reduzieren. " 

a) Aufgrund welcher Fachinformationen kommt die Bundesregie- 
rung zu dieser Annahme? Inwieweit sind der Bundesregierung 
Entwicklungstendenzen, wie z.B. beim Triebwerk „Propfan" 
bekannt, die zwar niedrigere HC- und CO -Emissionen, aber 
höhere NOx- Emissionen ergeben (siehe auch Beitrag Heilmann/ 
Simon in „Tutzinger Materialien" 50/1988)? 

b) Wie bewertet die Bundesregierung die Aussage eines Vertreters 
der Lufthansa in Tutzing in Anwesenheit von Mitgliedern des 
Bundesministeriums für Verkehr (z. B. Herrn Niester), wonach 
die Betreiber der Flugzeuge die technisch möglichen Maßnah- 
men zur Reduzierung von NOx nicht einsetzen wollen, wenn sie 
nicht dazu gezwungen werden? 

Zu a) 

Auf die Problematik, daß die Forderungen nach Senkung des 
Kraftstoffverbrauchs und der NOx-Emission gegenläufig sind, 
wurde bereits in Drucksache 11/2828 hingewiesen. Dies ist physi- 
kalisch bedingt und gilt nicht nur für den „Propfan", sondern für 
alle modernen Triebwerk-Entwicklungen. Wie dem zitierten Bei- 
trag Heilmann/Simon in den „Tutzinger Materialien" 50/1988 zu 
entnehmen ist, haben die Hersteller bereits in der Vergangenheit 
mit Erfolg die Schadstoffemissionen insgesamt und auch die NOx- 
Emission, bezogen auf den Sitzplatz, gesenkt. 

Zu b) 

Die angeführte Aussage eines Lufthansa-Vetreters in Tutzing 
bezog sich auf die Betreiber von Flugzeugen, die Aussage der 
Bundesregierung in Drucksache 11/2828 jedoch auf die Herstel- 
ler. Daß die Betreiber insbesondere aus ärmeren Entwicklungs- 
ländern die hohen Kosten für umweltfreundhcheres Luftfahrtgerät 
kaum aufbringen können, hat sich bei der Einführung lärmarmer 
Flugzeuge im EG-Bereich deutlich gezeigt. Hier hatten die deut- 
schen Betreiber ihre Luftflotten rechtzeitig und mit hohen Kosten 
umgerüstet, um den EG-Forderungen zu entsprechen, während 
Staaten der Dritten Welt mehrfach direkt oder über internationale 
Gremien die Aufhebung oder den Aufschub dieser Maßnahmen 
forderten. 
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3. Die Bundesregiemng hat in Drucksache 11/2828 zu Frage 2 geant- 
wortet: 

„Die NOx-Emission tritt in allen Flughöhen auf, nimmt jedoch mit 
zunehmender Flughöhe ab. Für zivile Triebwerke beträgt der NOx- 
Ausstoß in 10 km Flughöhe nur einen Bruchteil der Emission beim 
Start. " 

a) Auf welcher fachlichen Grundlage beruht die Antwort der Bun- 
desregierung? 

b) Ist der Bundesregierung nicht bekannt, daß ca. 80 % der Stick- 
oxidemissionen des TAKE-OFF im Reiseflug (CRUISE) ausge- 
stoßen werden und daß sich dies aus dem Leistungsbedarf des 
Flugzeugs ergibt? 

c) Wie bewertet die Bundesregierung folgende Aussage von Brost- 
haus/Weyrauther (siehe „Tutzinger Materialien" 50/1988, S. 49, 

' sowie dort Abbildungen 6 und 7): „Wie aus den Kurvenverläu- 
fen unschwer zu erkennen ist, werden CO und CH überwiegend 
beim Sinkflug (DESCENT) und beim Rollen auf dem Terminal- 
Vorfeld ausgestoßen (TAXI-IN/OUT). Bei diesen Betriebszu- 
ständen spielen die NOx- Emissionen eine untergeordnete Rolle. 
Diese nehmen mit steigender Turbinendrehzahl respektive stei- 
gendem Schub stark zu und erreichen beim TAKE-OFF und bei 
den Steigflügen (CLIMB) ihre höchsten Anteile. Hier zeigt sich 
die besondere Bedeutung der NOx-Emissionen im Reiseflug, 
dessen Betriebszustände CLIMB und CRUISE überwiegend bei 
hoher Turbinendrehzahl durchgeführt werden"? 

d) Warum hat die Bundesregierung die unter c) zitierte Fachaus- 
sage nicht berücksichtigt, obwohl sie dem Forschungsvorhaben 
des Umweltbundesamtes „Abgasemissionen durch den zivüen 
Bugverkehr über der Bundesrepublik Deutschland" entstammt, 
das in seiner Kurzfassung schon am 4. bis 6. Dezember 198? in 
Tutzing veröffentlicht wurde? 

Die zitierte Antwort der Bundesregierung beruhte auf der fach- 
lichen Aussage der DFVLR. 

Fragen dieser Art können allerdings zu Mißverständnissen füh- 
ren, wenn sie nicht klar gestellt sind. Bezüglich der NOx-Emissio- 
nen kann das Triebwerks-Emissionsverhalten pro Kilogramm 
Kraftstoff oder pro Kilometer Flugstrecke gemeint sein. Andere 
Werte ergeben sich, wenn man die Emissionen auf die Flugstunde 
bezieht. Die o. a. Aussage der Bundesregierung bezog sich auf 
den NOx-Ausstoß pro Flugkilometer. Die Annahme von Brost- 
haus AVeyrauther ist anders definiert. 


4. Die Bundesregierung hat in Drucksache 11/2828 zu Frage 2 geant- 
wortet, daß die kritische Höhe von ca. 15 km von der jeweiligen 
Höhe der Tropopause unabhängig sei. 

Ist diese kritische Höhe nicht von der jeweiligen Höhe der Tropo- 
pause geradezu abhängig? 


Nach den seinerzeitigen Auskünften der DFVLR beträgt die kri- 
tische Höhe ca. 15 km. Die Höhe der Tropopause schwankt etwa 
zwischen 8 und 17 km. Eine Ozonanreicherung durch Stickoxide 
wird teüweise auch oberhalb der Tropopause angenommen. Über 
Einwirkungen anthropogener Stickoxide auf den Ozongehalt im 
Bereich von 10 bis 15 km Höhe liegen noch keine gesicherten 
Erkenntnisse vor. Eine Klärung dieser Phänomene wird für erfor- 
derlich gehalten. 
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5. Die Bundesregierung hat in Drucksache 11/2828 zu Frage 4 geant- 
wortet, photochemischer Smog sei „nach Ansicht der Fachleute 
dann gegeben, wenn Spurenstoffe wie Schwefeldioxid, Stickoxide 
und Kohlenwasserstoffe in erheblichen Konzentrationen vor- 
liegen . . . 

Welche Erkenntnisse durch welche Fachleute liegen der Bundes- 
regierung darüber vor, daß Schwefeldioxid mitverantwortlich für 
photochemischen Smog ist? 


Unter photochemischem Smog wird grundsätzlich das Auftreten 
erhöhter Konzentrationen von Photooxidantien verstanden. Diese 
werden, außer durch natürliche Prozesse in der Atmosphäre, aus 
den Luftverunreinigungen „ Stickstoffoxide und „flüchtige Koh- 
lenwasserstoffe"' bei intensiver Sonneneinstrahlung gebildet. 
Nach Aussage der DFVLR und von Prof. Graßl hat das Schwefel- 
dioxid einen zusätzhchen Effekt, da die Oxidantien zur Bildung 
von Sulfat beitragen. 


6. Die Bundesregierung hat in Drucksache 11/2828 zu Frage 5 geant- 
wortet; 

„Die Reduzierung von NOx-Emissionen in Rugzeugtriebwerken ist 
neben der Kraftstoffeinsparung ein wesentliches Ziel von Trieb- 
werks-Neuentwicklungen. Da es keine eigenständigen deutschen 
■ Triebwerksentwicklungen gibt, kann von deutscher Seite nur indi- 
rekt auf weitere Reduzierung der Emissionsgrenzwerte gedrängt 
werden. " 

a) Durch welche Institution werden in der Bundesrepublik 
Deutschland Hugzeugtriebwerke zugelassen? 

b) Falls die Zulassung im Ausland erfolgt: Wer überprüft in der 
Bundesrepublik Deutschland die Zulassung von zivilen und 
militärischen Rugzeugtriebwerken? 

c) Inwieweit unternimmt die Bundesregierung Anstrengungen zur 
Verschärfung der international gültigen Vorschriften und Emis- 
sionsgrenzwerte, wie sie in der lACO festgelegt worden sind? 


Flugzeugtriebwerke werden von der Lufttüchtigkeitsbehörde des 
Herstellerlandes einer „Umfassenden Musterprüfung" unterwor- 
fen und dann musterzugelassen. Beim Einsatz im Ausland herge- 
stellter Triebwerke in der Bundesrepublik Deutschland führt das 
Luftfahrt-Bundesamt (LBA) eine „Vereinfachte Musterprüfung" 
auf der Basis der Musterprüfung des Herstellerlandes durch. Da- 
bei wird gemäß Prüfordnung für Luftfahrtgerät im wesenthchen 
festgestellt, ob die benötigten Unterlagen und Betriebsanweisun- 
gen ordnungsgemäß vorliegen. Gegebenenfalls können weitere, 
die Sicherheit betreffende Nachweise verlangt werden. Ähnlich 
verhält es sich mit mihtärischem Luftfahrtgerät. Hier ist das Bun- 
desamt für Wehrtechnik und Beschaffung zuständig. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, die Internationale Zivilluft- 
fahrtorganisation (ICAO) aufzufordern, die vorhandenen Informa- 
tionen über die Auswirkung der Emission hochfliegender Flug- 
zeuge zu sammeln, die Staaten zu intensivierter Forschung auf 
diesem Gebiet zu veranlassen und insbesondere die Festlegung 
verschärfter Emissionsstandards für Flugtriebwerke in die Wege 
zu leiten. Ein entsprechendes Arbeitspapier soll der im Januar 
1989 tagenden Emissions- Arbeitsgruppe des ICÄO-Umweltaus- 
schusses vorgelegt werden. 
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7. Die Bundesregierung hat in Drucksache 11/2828 zu Frage 6 geant- 
wortet: 

„Das Umweltbundesamt hat den TÜV Rheinland 1985 beauftragt, 
die Abgasemissionen des Flugverkehrs über der Bundesrepublik 
Deutschland zu berechnen. Aufgrund der mit der Ermittlung der 
Emissionen des müitärischen Flugverkehrs verbundenen Besonder- 
heiten verzögerte sich die Bearbeitung des Vorhabens, so daß mit 
einer endgültigen Vorlage des Abschlußberichts im Herbst 1988 
gerechnet wird. “ 

a) Warum verschweigt die Bundesregierung, daß die Abgas- 
emissionen durch den zivilen Flugverkehr über der Bundes- 
republik Deutschland schon seit Dezember 1987 in Form einer 
Kurzfassung des Forschungsvorhabens sogar der Öffentlichkeit 
zugänghch gemacht worden sind, und warum nennt sie keine 
Daten aus diesem Gutachten? 

b) Warum verschweigt die Bundesregierung, daß ihr die Daten des 
Forschungsvorhabens aus dem müitärischen Bereich schon zur 
Beantwortung der Kleinen Anfrage -Drucksache 11/2707 - 
Vorgelegen haben, und warum hat sie diese Daten nicht ge- 
nannt? 

8. Welche wesenthchen Ergebnisse aus den oben genannten For- 
schungsvorhaben hegen der Bundesregierung sowohl für den zivi- 
len wie für den mihtärischen Bereich vor? 


Die Annahme, die Bundesregierung verschweige eine Kurzfas- 
sung des Forschungsvorhabens, ist abwegig, weil die Bundes- 
regierung in ihrer Antwort selbst auf dieses Forschungsvorhaben 
hingewiesen hatte (Drucksache 11/2828). In dieser Kurzfassung 
wurden die bisher gemachten wesentlichen Aussagen der Bun- 
desregierung bestätigt (Luftverkehrsanteil der Schadstoffemissio- 
nen in der Größenordnung von 1 Prozent). Die Untersuchung 
sollte diese zunächst grobe Abschätzung überprüfen und Aus- 
sagen über die räumhche Verteilung machen. Daß in den Reise- 
flughöhen die akkumulierte NOx-Emission relativ hoch ist, ist 
leicht einzusehen, da der weitaus größte Teil eines längeren 
Fluges natürhch in der Reiseflughöhe stattfindet. Zu der entschei- 
denden Frage, ob und inwieweit diese Emissionen das Klima und 
den Ozongürtel beeinflussen, sagt der Bericht nichts aus; dies war 
auch nicht seine Aufgabe. Das gleiche gilt für den müitärischen 
TeU dieses Forschungsvorhabens. Eine Auswertung der Ergeb- 
nisse dieses Vorhabens soUte im übrigen nicht aufgrund von 
verkürzten Zwischenberichten, sondern nach Überprüfung, Prä- 
sentation und Diskussion des Schlußberichtes durch Fachleute 
erfolgen. 
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9. Die Bundesregierung hat in Drucksache 11/2828 zu Frage 7 geant- 
wortet: 

„Die durchschnittlichen Emissionsmengen der verschiedenen 
Schadstoffe bei Flugzeugtriebwerken hängen nicht nur vom Trieb- 
werk ab, sondern auch noch von der Triebwerkversion, dem War- 
tungszustand, der Kraftstoffquahtät, dem Lebensalter, der Flug- 
höhe, dem Beladungszustand (Passagierzahl) u. a. m. Eine Auf- 
hstung aller Triebwerkvarianten bei den o. a. Parametern wäre 
überaus umfangreich und dennoch unvollständig. " 

a) Warum bleibt die Bundesregierung mit ihrer Antwort weit hinter 
den entsprechenden Auskünften zur Kleinen Anfrage „Emissio- 
nen aus Düsenflugzeugen" des Abgeordneten Dr. Ehmke und 
der Fraktion DIE GRÜNEN - Drucksache 10/1560 - vom 6. Juni 
1984, Frage 3, zurück, obwohl der Erkenntnisstand inzwischen 
fortgeschritten ist? 

b) Welche nach Triebwerk aufgeschlüsselten Emissionsdaten, die 
im sogenannten LTO-Zyklus von der amerikanischen Umwelt- 
behörde EPA überprüft werden, hegen der Bundesregierung 
vor, und zwar einschUeßlich der Daten, die in „Compilation of 
air poilutant emission f actors " , vol. 2 (mobile sources) enthalten 
sind? Inwieweit ist es der Bundesregierung möglich, die Frage 
der Fraktion DIE GRÜNEN zumindest teilweise unter Zuhüfe- 
nahme dieser Quellen zu beantworten? 


Es wurde bereits darauf hingewiesen, daß es wenig Sinn macht, 
bei einzelnen Triebwerken mit wenigen Parametern die Emis- 
sionswerte darzustellen. Die großen Unterschiede zwischen den 
verschiedenen Triebwerken und die Abhängigkeit von weiteren 
Parametern würden so wenig repräsentative Werte liefern, daß sie 
kaum brauchbar wären. Die bereits mehrfach erwähnte Unter- 
suchung des UBA bzw. des TÜV soll hierüber Aufschluß geben. 
Eine Beantwortung der Frage wird daher erst nach Vorlage des 
Endberichts möglich sein. Unter diesen Umständen hatte es kei- 
nen Sinn, über die bereits erteilten Auskünfte hinauszugehen. 


10. Die Bundesregierung vertritt die Auffassung (siehe Antwort zu 
Frage 8, Drucksache 11/2828), daß „nach allgemeinen Einschätzun- 
gen der Einfluß der Wasserdampferzeugung" in höheren Atmo- 
sphärenschichten „vernachlässigbar gering" sei. 

a) Ist demnach die fachhch begründete Auffassung des anerkann- 
ten Speziahsten Prof. Graßl (s. oben), daß „in höheren Atmo- 
sphärenschichten bei Temperaturen unter -50°C der emittierte 
Wasserdampf und die Partikel nicht mehr veraachlässigbar 
gegenüber den ohne Bugzeug angetroffenen Konzentrationen 
sind" (siehe Graßl in „Tutzinger Materiahen" 50/1988, S. 71ff.), 
nicht Bestandteü der von der Bundesregierung zitierten „allge- 
meinen Einschätzungen"? 

b) Inwieweit teilt die Bundesregierung die von Prof. Graßl vorge- 
schlagenen Maßnahmen zur Verminderung einer Störung durch 
Kondensstreifen? 

c) Inwieweit unterstützt die Bundesregierung aus umweltpoü- 
tischer Sicht Forderungen nach einem Flugverzicht in der 
Stratosphäre? 


Zu a) 

Nach Abschätzungen der DFVLR (Institut für Physik der Atmo- 
sphäre) ist „ein direkter Strahlungseffekt des Wasserdampfbeitra- 
ges des Luftverkehrs unterhalb der Tropopause nicht zu erwar- 
ten". Ferner hat nach Feststellung der DFVLR eine Untersuchung 
ergeben, daß die durch Kondensstreifen erzeugte zusätzliche Be- 
wölkung offenbar zu gering ist, um sich auf das Klima auswirken 
zu können. Auch entsprechende 40jährige Versuche, einen durch 
den Luftverkehr verursachten Trend im Klima festzustellen, schlu- 
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gen gemäß Prof. Graßl fehl (vgl. „Tutzinger Materialien" 50/ 
1988). Solange nicht gegenteilige Nachweise vorliegen, erscheint 
es daher z. Z. vertretbar, von einem vernachlässigbar geringen 
Einfluß der Wasserdampf-Emission des Luftverkehrs zu sprechen. 
Unabhängig davon ist jedoch die Bundesregierung der Meinung, 
daß auch diese Komponente des Luftverkehrs bei den weiteren 
Untersuchungen im Auge behalten werden muß. 

Zu b) und c) 

Solange nicht mit einer gewissen Wahrscheinhchkeit feststeht, ob 
und inwieweit Flüge in großen Höhen das Klima oder den Ozon- 
gürtel beeinträchtigen, wird es schwer sein, die internationale 
Staatengemeinschaft zu überzeugen, daß hier gravierende Re- 
striktionen nötig sind [vgl. auch die Antworten zu den Fragen 2 b) 
und 6]. Eine rein nationale Regelung könnte nur marginale Ände- 
rungen bewirken, da der Anteü des deutschen Luftverkehrs am 
Weltluftverkehr bei nur etwa 2 Prozent liegt. Nimmt man bei- 
spielsweise an, daß der Weltluftverkehr zu 10 Prozent an der Be- 
einträchtigung des Ozongürtels beteihgt wäre (was keineswegs 
bewiesen ist), so würde selbst ein totales Flugverbot für deutsche 
Flugzeuge die Verhältnisse nur um 0,2 Prozent verbessern. Dies 
ist also kein deutsches, sondern ein internationales Problem. 


11. a) Welche Maßnahmen wül die Bundesregierung aus umweltpoli- 
tischer Sicht sowie imter dem Gesichtspunkt der Flugsicherheit 
gegen die prognostizierte Verdoppelimg des Rugverkehrs bis 
zum Jahr 2000 unternehmen, insbesondere unter Beachtung der 
Bntwicklung des innerdeutschen sowie des regionalen Rugver- 
kehrs? 

b) Welche Bemühungen hinsichtlich einer Kooperation zwischen 
Ruggesellschaften und Deutscher Bundesbahn unternimmt die 
Bundesregierung mit dem Ziel, Passagiere von einem inner- 
deutschen Rüg umzulenken auf die Benutzung der Bahn (z. B. 
bei internationalen Rügen, wenn ein innerdeutscher Rüg quasi 
umsonst erhältlich ist)? Hält es die Bundesregierung für möglich, 
daß in derartigen Fällen künftig mit Rugtickets auch Bahnfahr- 
ten bestritten werden können? 


Zu a) 

Die voraussichtliche Zunahme des Luftverkehrs setzt einen ent- 
sprechenden Ausbau der Luftfahrtinfrastruktur (Flugsicherungs- 
system, Rughäfen u. a.) voraus. Auf die Berichte des Bundesmini- 
sters für Verkehr an den Haushaltsausschuß des Deutschen Bun- 
destages vom 24. Februar 1988 und 15. September 1988 wird ver- 
wiesen. Der in der Frage besonders angesprochene Inlands- und 
Regionalluftverkehr dürfte sich auf Klima und Ozongürtel werü- 
ger auswirken, da er sich vorwiegend in niedrigeren Flughöhen in 
der Troposphäre abspielt. Es handelt sich hier also um denjenigen 
Teil des ohnehin weltweit wenig relevanten deutschen Luftver- 
kehrs, der die geringste Beeinflussung der Vorgänge in der 
Stratosphäre bwirken kann. 

Zu b) 

Der Lufthansa Airport-Express zwischen Düsseldorf und Frankfurt 
sowie das Rug-/Bahnkonzept der Deutschen Bundesbahn zeigen. 
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daß eine erfolgreiche Zusammenarbeit zwischen Schiene und Luft 
bereits heute erfolgt. Durch die Anbindung weiterer Flughäfen an 
das Schienennetz der Deutschen Bundesbahn kann diese Zusam- 
menarbeit zwischen den Verkehrsträgern noch intensiviert 
werden. 

Die Bundesregierung begrüßt deshalb die zwischen der Deut- 
schen Lufthansa und der Deutschen Bundesbahn getroffene Ver- 
einbarung, Flugscheine, die für einen Zubringerflug von Mün- 
chen nach Frankfurt mit Anschluß an einen internationalen Flug 
ausgestellt sind, versuchsweise auch für die Beförderung mit der 
Bahn auf dem Streckenabschnitt München bzw. Augsburg - 
Frankfurt/Flughafen anzuerkennen. 

Dieses Testangebot gilt zunächst für die Wintermonate 1988/89, 
wenn Nebel und Winterwetter den Luftverkehr behindern kön- 
nen. Nach Abschluß der Testphase wird über eine Fortführung 
dieser Zusammenarbeit, die auch im Interesse einer besseren 
Kapazitätsausnutzung bestehender Verkehrs Verbindungen wün- 
schenswert ist, zu entscheiden sein. 
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